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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaflen 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkon- 
tingents für bestimmte Aale der Tarif stelle ex 03,01 A II 
des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 8. Novem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemein- 
schaftszollkontingents für bestimmte Aale der Tarif stelle 
ex 03.01 A II des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


den von den Mitgliedstaaten angegebenen Voraus- 
schätzungen die erste Beteiligung an der Kontin- 
gentsmenge wie folgt festgestellt werden: 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


3 550 Tonnen, 
1 240 Tonnen, 
90 Tonnen, 
880 Tonnen. 


nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Aalfang ist in einigen Produktionszentren der 
Gemeinschaft untersagt oder unmöglich geworden. 
Dies führte zu einem Rückgang der Gemeinschafts- 
produktion an Aalen im allgemeinen und insbeson- 
dere bei Aalen frisch (lebend oder nicht lebend), 
gekühlt oder gefroren, zum Räuchern oder zum in- 
dustriellen Herstellen von Waren der Tarifnummer 
16.04, der Tarifstelle ex 03.01 A II des Gemeinsamen 
Zolltarifs. Somit hängt gegenwärtig die Versorgung 
der verarbeitenden Industrien der Gemeinschaft mit 
dieser Aalart zu einem großen Teil von Einfuhren 
aus dritten Ländern ab. Es erscheint deshalb ange- 
zeigt, für das Jahr 1972 die Anwendung des auto- 
nomen Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs für 
die betreffenden Waren im Rahmen einer angemes- 
senen Menge vollständig auszusetzen. Die Einfüh- 
rung einer solchen Gemeinschaftsmaßnahme scheint 
für die Gemeinschaftsproduktion keine Nachteile zu 
bewirken. Der gegenwärtige von der Gemeinschafts- 
produktion nicht gedeckte und durch Einfuhren aus 
dritten Ländern auszugleichende Bedarf kann auf 
7200 Tonnen für das Jahr 1972 geschätzt werden. 

Es besteht Veranlassung, insbesondere allen Im- 
porteuren der Gemeinschaft den gleichen und konti- 
nuierlichen Zugang zu dem betreffenden Kontingent 
zu gewährleisten und die fortlaufende Anwendung 
des vorgesehenen Kontingentszollsatzes auf sämt- 
liche Einfuhren dieser Waren in allen Mitgliedstaa- 
ten bis zur Erschöpfung des Kontingents sicherzustel- 
len ; dem Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents 
kann unter Beachtung der oben aufgestellten Grund- 
sätze entsprochen werden, indem der Ausnutzung 
des Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung 
des Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde 
gelegt wird; im vorliegenden Falle handelt es sich 
um Waren, für die die verfügbaren Statistiken keine 
Auskünfte über die Marktlage dieser Erzeugnisse 
geben; deshalb ist eine sich auf die Einfuhrentwick- 
lung dieser Waren gründende Aufteilung auf die 
Mitgliedstaaten nicht möglich; jedoch könnte nach 


Um der Entwicklung der Einfuhren der betreffen- 
den Waren in den einzelnen Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in zwei 
Raten zu teilen, wobei die erste Rate auf die ein- 
zelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt wird und die 
zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung des 
Bedarfs derjenigen Mitgliedstaaten, die ihren ur- 
sprünglichen Anteil ausgeschöpft haben, bestimmt 
ist; um den Importeuren eines jeden Mitgliedstaats 
eine gewisse Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, 
die erste Rate auf einer ausreichenden Höhe fest- 
zusetzen, die im vorliegenen Fall bei 80 v. H. der 
Kontingentsmenge liegen könnte. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quo- 
te auf die Reserve vornehmen; diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zusätz- 
lich gewährten Quoten fast völlig ausgenutzt sind 
und so oft es die Reserve zuläßt; die ursprünglichen 
und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des 
Kontingentszeitraums gelten; diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausnutzung der Kontingentsmenge zu ver- 
folgen und die Mitgliedstaaten davon zu unterrich- 
ten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um zu verhindern, daß ein Teil des Gemein- 
schaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat nicht 
ausgenutzt wird, während er in anderen Mitglied- 
staaten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
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geschlossen haben und durch diese bei der Auf- 
teilung des betreffenden Zollkontingents vertreten 
werden,, kann jede Maßnahme im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion 
zugeteilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder vor- 
genommen werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom 1, Januar bis zum 31. Dezember 1972 wird der 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Aale frisch 
(lebend oder nicht lebend), gekühlt oder gefroren, 
zum Räuchern oder zur industriellen Herstellung 
von Waren der Tarifnummer 16.04, der Tarifstelle 
ex 03.01 A II des Gemeinsamen Zolltarifs, im Rah- 
men eines Gemeinschaftszollkontingents von 7200 
Tonnen vollständig ausgesetzt. 


Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer 
vierten Quote in Hohe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird bis zur Erschöpfung der Reserve 
angewandt. 

In Abweichung von den Absatzep 1, 2 und 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen niedrigerer Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese unter 
Umstanden nicht ausgeschöpft werden können. Er 
unterrichtet die Kommission über die Gründe, die 
ihn veranlaßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die in Anwendung des Artikels 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1972. 

Artikel 5 


Artikel 2 

Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird die 
erste Rate in Hohe von 5760 Tonnen auf die Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehalt- 
lich des Artikels 5 vom 1. Januar bis 31. Dezember 
1972 gelten, belaufen sich für die einzelnen Mit- 
gliedstaaten auf folgende Mengen: 


Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote am 
15. September 1972 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er spätestens am 10. Oktober 1972 von der nicht 
ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge unter Umstanden nicht ausgenutzt werden 
kann. 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


3 550 Tonnen, 
1 240 Tonnen, 
90 Tonnen, 
880 Tonnen. 


Die zweite Rate in Höhe von 1440 Tonnen bildet die 
Reserve. 


Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission spätestens 
am 10. Oktober 1972 die Gesamtmenge der Einfuh- 
ren der betreffenden Waren mit, die bis zum 15. 
September 1972 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil seiner ursprünglichen 
Quote, den er auf die Reserve überträgt. 


Artikel 3 

1. Nutzt ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche 
Quote, wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt ist, 
oder - bei Anwendung des Artikels 5 - die gleiche 
Quote abzüglich der auf die Reserve übertragenen 
Menge zu 90 v. H. oder mehr aus, so nimmt er un- 
verzüglich durch Mitteilung an die Kommission die 
Ziehung einer zweiten Quote in Höhe von 15 v. H. 
seiiner ursprünglichen Quote vor, soweit die Re- 
servemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Hohe von 7,5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschopfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2 und 3 er- 
offneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
giiedstaaten über den Stand der Ausschöpfungen 
der Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1972 über die Reservemenge, die nach 
den gemäß Artikel 5 erfolgten Übertragungen ver- 
bleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um nach der Eröffnung der zusätz- 
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liehen Quoten, die sie in Anwendung des Artikels 
3 gezogen haben, die fortlaufende Anrechnung auf 
ihren kumulierten Anteil an dem Gemeinschaftszoll- 
kontingent zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten garantieren den Importeu- 
ren der betreffenden Waren, die sich in ihrem 
Gebiet niedergelassen haben, freien Zugang zu den 
ihnen zugeteilten Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Waren nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Waren bei der Zollstelle mit einer 
Anmeldung zwecks Abfertigung zum freien Ver- 
kehr auf ihre Quote an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus Drittländern tat- 
sächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Auf Antrag der Regierungen der Benelux-Staaten 
hat die Gruppe „Aussetzungen der Zollsätze des 
GZT" die Marktlage für frische Aale (lebend oder 
nicht lebend), gekühlt oder gefroren, der Tarifstelle 
03.01 A II des GZT, zum Räuchern oder zum in- 
dustriellen Herstellen von Waren der Tarifnummer 
16.04, geprüft. Tatsächlich ist der Aalfang in einigen 
Produktionszentren der Gemeinschaft wegen der 
Wasserverseuchung verboten worden oder unmög- 
lich geworden. Daraus ergab sich eine erhebliche 
Verminderung der Gemeinschaftsproduktion, die 
wiederum zu einem Bedarf an Einfuhren aus dritten 
Ländern zur Versorgung der verarbeitenden Indu- 
strien der Mitgliedstaaten führte; die Einfuhren 
unterliegen normalerweise einem Zollsatz von 6®/o. 
Um in dieser nachteiligen Lage eine Abhilfe zu 
schaffen, ist der autonome Zollsatz des GZT für die 
betroffenen Waren für die Zeit vom 1. September 


1971 bis zum 31. Dezember 1971 teilweise auf 2®/o 
ausgesetzt worden (Verordnung (EWG) Nr. 1704/71 
des Rates - Abi. Nr. L 171/1971). 

Danach ist die niederländische Regierung auf das 
Problem zurückgekommen und hat die vollständige 
Aussetzung des Zollsatzes für diese Aale beantragt. 
Die am 11./ 12. Oktober 1971 von der obengenannten 
Gruppe durchgeführte Prüfung hat ergeben, daß 
eine vollständige Zollaussetzung Schwierigkeiten 
für die Gemeinschaftsproduktion verursachen würde, 
die in diesem Falle jeglichen Schutzes beraubt wäre. 
Schließlich wurde mit Zustimmung aller Mitglied- 
staaten als Lösung beschlossen, für das Jahr 1972 
ein zollfreies Gemeinschaftszollkontingent über eine 
angemessene Menge zu eröffnen, das nach dem 
üblichen Verfahren aufgeteilt und verwaltet werden 
soll. 
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